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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

1. Elektronisches Antrags- und Bescheinigungsverfahren Al nach § 106 SGB 1V,
hier: Erweiterungen der Fehlerprifungen zum 01.01.2020

Mit der Einfuhrung des elektronischen Antrages auf Ausstellung einer Al-Bescheinigung ist
das Antragsvolumen bei den antragsannehmenden Stellen mitunter um mehr als das Zehn-
fache angestiegen. Insoweit sind Malinahmen zu prifen, die im Ergebnis zu einer Reduzie-

rung vermeidbarer elektronischer Antrage fihren.

Ein Ansatz ware, Antrédge mit unplausiblen Angaben nicht (erst) durch die antragsanneh-

mende Stelle abzulehnen, sondern (bereits) bei Abgabe der Meldung durch das Entgeltab-
rechnungsprogramm bzw. der Annahmestelle auf Grundlage entsprechender Fehlerprifun-
gen im Kernprifprogramm zurlickzuweisen. Hierdurch wiirde auch sichergestellt, dass der

Arbeitgeber zeitnah Kenntnis erlangt von der Fehlerhaftigkeit seines Antrags.

Die Abweisung eines Antrages durch Aufnahme neuer Fehlerprufungen im Kernprufpro-
gramm ist jedoch nur mdglich, sofern nicht durch Ermessensentscheidungen des zustandi-

gen Tragers im Einzelfall dem Antrag stattgegeben werden kdnnte.
Die Besprechungsteilnehmer bewerten die folgenden Ablehnungstatbestande:

1.  Zeitraum zwischen Beginn und Ende ist grof3er als 24 Monate (Verfahrensbe-
schreibung Kapitel 5.2.4.3)

Eine Entsendung darf grundsatzlich maximal fiir 24 Monate erfolgen (tagegenau). Dies gilt
jedoch nicht fir Beamte und diesen gleichgestellten Personen (Rechtsform des Arbeitgebers
= Offentlicher Arbeitgeber). Fiir Entsendevorgéange auerhalb des 6ffentlichen Dienstes wird
im Feld ,Ende_Entsendung” folgende Fehlerpriifung vorgesehen:

DXA1 592: Entsendezeitraum darf nicht grof3er als 24 Monate sein

Der Ablehnungsgrund 05 kann damit entfallen und wird bei der nachsten Uberarbeitung der
Gemeinsamen Grundsétze fur das elektronische Antrags- und Bescheinigungsverfahren Al
nach § 106 SGB |V gestrichen.



2. Prifung des persénlichen Geltungsbereiches (Verfahrensbeschreibung Kapitel
5.2.4.1)

Die unter Absatz 5.2.4.1 nicht zulassigen Kombinationen aus Staatsangehdrigkeitsschlissel
und Empfangsland kénnen nicht durch eine Fehlerprifung im Kernprifprogramm abgewie-
sen werden, weil in diesen Konstellationen zwar keine Al-Bescheinigung ausgestellt werden
kann, sich fur die zustandigen Trager jedoch Beratungsbedarf hinsichtlich 8 4 SGB IV (Aus-
strahlung) oder weiterhin anwendbarer bilateraler Sozialversicherungsabkommen ergeben

kann.

Antrage mit unzulassigen Kombinationen sind weiterhin mit dem Ablehnungsgrund 02 zu-

rickzuweisen.

3.  Arbeitnehmer unterlag nicht mindestens 1 Monat deutschem Recht (Verfahrens-
beschreibung Kapitel 5.2.7.1)

Eine Entsendung liegt grundsatzlich nur dann vor, wenn der Arbeitnehmer mindestens einen
Monat zuvor dem deutschen Recht unterlag. Allerdings ist zu beachten, dass diese Zeit-
grenze auf einer Auslegung der EU-Verwaltungskommission (Beschluss A2 der EU-
Verwaltungskommission) beruht und nicht den maf3geblichen EG-Verordnungen selbst ent-
nommen ist. Zudem ist It. Ziff. 1 Abs. 4 S. 2 des Beschlusses A2 der EU-Verwaltungs-
kommission fur den Fall, dass es sich um einen kiirzeren Zeitraum handelt, eine Einzelfallbe-
trachtung unter Beriicksichtigung aller tibrigen Faktoren angezeigt. Insofern darf der Antrag
auf Feststellung einer Entsendung nicht in jedem Fall von vornherein wegen Unterschreitens

der 1-Monats-Frist zurlickgewiesen werden.

Derartige Antrage sind weiterhin mit dem Ablehnungsgrund 09 zurtickzuweisen.

4.  Entgeltanspruch nicht nur gegentber deutschem Arbeitgeber (Verfahrensbe-
schreibung Kapitel 5.2.7.2)

Eine Entsendung ist grundsatzlich nur zulassig, wenn der Arbeitnehmer gegeniiber einem
deutschen Arbeitgeber einen Entgeltanspruch hat. Diese Voraussetzung fuir das Vorliegen
einer Entsendung basiert auf Artikel 12 VO (EG) 883/04 (,fir Rechnung eines Arbeitgebers,
der gewohnlich dort tétig ist”) und wird in Ziffer 1 Abs. 2 des Beschlusses A2 der EU-
Verwaltungskommission konkretisiert. Demnach wird ,die Arbeit fir Rechnung des Arbeitge-

bers des Entsendestaats ausgefihrt, sofern die Arbeit



e (nur) fur diesen Arbeitgeber ausgeubt wird und

e eine ausreichende arbeitsrechtliche Bindung zu diesem Arbeitgeber besteht.

Da es sich hier lediglich um Auslegungsbeschliisse der Verwaltungskommission handelt, ist
es erforderlich, Antrdge mangels ausreichender arbeitsrechtlicher Anbindung tatsé&chlich mit

einer Ablehnung zu beantworten.
Derartige Antrage sind weiterhin mit dem Ablehnungsgrund 10 zurtickzuweisen.

5.  Arbeitsrechtliche Anbindung an deutschen AG nicht ausreichend (Verfahrensbe-

schreibung Kapitel 5.2.8)

Eine Entsendung ist grundsatzlich nur zulassig, wenn der Arbeitnehmer an den entsenden-

denden deutschen Arbeitgeber vertraglich gebunden ist (Begriindung siehe Ziffer 4).
Derartige Antrage sind weiterhin mit dem Ablehnungsgrund 11 zurtickzuweisen.

6. AG kommt Informationspflicht nicht nach (Verfahrensbeschreibung Kapitel
5.2.12)

Diese Angaben sollten grundsatzlich nicht zu einer Ablehnung des Antrags durch den zu-
standigen Trager oder das Kernprifprogramm flhren, da eine Entsendung auch unabh&ngig
davon vorliegen kann, ob eine Zusage dartiber vorliegt, kiinftige Anderungen anzuzeigen

und insoweit die Informationspflichten zu beachten.

Im Rahmen der nachsten Uberarbeitung der Gemeinsamen Grundsatze fiir das elektroni-
sche Antrags- und Bescheinigungsverfahren A1 nach § 106 SGB IV wird gepriift, wie Arbeit-
geber angemessen auf die bestehenden Informationspflichten hingewiesen werden kénnen,

ohne dass es zu einer Abweisung des Antrags kommt.

Als Einsatztermin fur das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.



- unbesetzt -



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

2. Einflhrung einer gesonderten Stornierungsmeldung

Meldungen sind zu stornieren, sofern diese nicht abzugeben waren, bei einem unzustandi-
gen Sozialversicherungstrager erstattet wurden oder unzutreffende Angaben enthielten. Die
zu stornierenden Daten sind in diesen Fallen mit den urspriinglich tbermittelten Daten und

dem Kennzeichen ,Stornierung” der bereits abgegebenen Meldung erneut zu tbermitteln.

Durch die Ubermittlung der urspriinglich gemeldeten Daten kommt es regelmaRig vor, dass
die Datensatze Werte enthalten, die aufgrund eines zwischenzeitlichen Versionswechsels
unzulassig sind. Damit diese Daten dennoch verarbeitet werden kénnen, wird in der Regel in
den Fehlerprifungen die Formulierung ,bei Meldungen ungleich Stornierungen* verwendet.
Bei der Erstellung der Fehlerprifungen kam es in der Vergangenheit vor, dass die Ein-
schrénkung vergessen und im Nachgang kurzfristige Anpassungen am Kernprifprogramm
vorgenommen werden mussten, um eine Verarbeitung der Meldungen sicherstellen zu kon-
nen. Zur Vermeidung dieser Fehlerquelle erscheint es sachgerecht, die vorhandene Stornie-

rungslogik grundsatzlich zu hinterfragen.

Es wird eine temporare Arbeitsgruppe eingerichtet, die Inhalte und Voraussetzungen zur
Umsetzung einer gesonderten Stornierungsmeldung bewertet. Die Einladung und Durchfih-
rung erfolgen durch den GKV-Spitzenverband. Das Ergebnis der Arbeitsgruppe wird in der
nachsten Sitzung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemein-

samen Meldeverfahrens vorgestellt.



- unbesetzt -



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

3. Fehlerhafte UV-Jahresmeldungen

Mit der Neukonzeptionierung des Datenbausteins Unfallversicherung und der damit einher-
gehenden Einfiihrung einer separaten UV-Jahresmeldung zum 01.01.2016 wurde seinerzeit
festgelegt, dass UV-Jahresmeldungen nicht in die Bestande der Krankenkassen tbernom-
men, sondern unmittelbar von den Annahmestellen der Krankenkassen an die Datenstelle
der Rentenversicherung (DSRV) weitergeleitet werden. Die Annahmestellen der Kranken-
kassen stellen durch den Einsatz des Kernprifprogramms und der anwenderspezifischen

Fehlerprifungen sicher, dass nur fehlerfreie Meldungen an die DSRV weitergeleitet werden.

Zusatzlich zu den Fehlerprifungen im Kernprufprogramm stellt die DSRV bei Eingang der
UV-Jahresmeldung im Abgleich mit dem Stammsatzbestand fest, ob die in der UV-
Jahresmeldung enthaltene Versicherungsnummer (VSNR) vorhanden ist (DSMEV98) oder
totgelegt wurde (DSMEV99).

Um eine totgelegte VSNR handelt es sich, sofern diese VSNR vor der Totlegung fir mehre-

re Versicherte verwendet wurde.

Um eine nicht vorhandene VSNR handelt es sich, sofern der Arbeitgeber eine VSNR mel-
det, die nicht existent ist, jedoch (zufallig) eine korrekte Prifziffer enthalt und insoweit nicht

als fehlerhaft abgewiesen wird.

Die Prifungen der DSRV sind erforderlich, um sicherzustellen, dass nur Meldungen mit gul-

tigen VSNR in die Bestande der Rentenversicherungstrager ibernommen werden.

Dieser Qualitatsanspruch gilt auch bei der UV-Jahresmeldung fur Zwecke der Betriebspru-
fung. Sofern eine totgelegte oder nicht vorhandene VSNR in der UV-Jahresmeldung ange-
geben ist, erfolgt durch die DSRV eine Abweisung der Meldung und eine elektronische
Rickmeldung an die Annahmestellen der Krankenkassen mit einem entsprechenden
Stammsatzfehler. Die Annahmestellen der Krankenkassen kdnnen die fehlerhaften UV-
Jahres-meldungen nicht an den urspringlichen Absender der Meldung (z. B. Arbeitgeber)

weiterleiten, da gegeniber diesem die Fehlerfreiheit der UV-Jahresmeldung bereits elektro-



nisch bestatigt wurde. Eine manuelle Sachaufklarung in den Annahmestellen der Kranken-

kassen scheidet indes aus.

Zunachst wurden mehrere konzeptionelle Losungsansatze zwischen GKV-Spitzenverband
und DRV Bund bewertet, damit Arbeitgeber Kenntnis erlangen von der fehlerhaften UV-
Jahresmeldung und diese entsprechend korrigieren. Ein Losungsansatz ware, dass die UV-
Jahresmeldungen analog der Ubrigen Arbeitgebermeldungen kiinftig von den Einzugsstellen
angenommen und weitergeleitet werden. Dadurch wére sichergestellt, dass alle Arbeitge-
bermeldungen mit ungiltigen VSNR auf Grundlage der Abweisungen der DSRV durch die
Sachbearbeitung der Krankenkassen aufgeklart wirden. Der GKV-Spitzenverband hat hierzu

am 28.02.2019 einen entsprechenden Beschluss in der Fachkonferenz Meldungen gefasst.

Allerdings ist festzuhalten, dass nach den geltenden Konventionen die Annahmestellen der
Krankenkassen bereits im heutigen Verfahren bei Annahme der UV-Jahresmeldungen pri-
fen, ob darin eine totgelegte VSNR enthalten ist (Fehlerprifung DSMEv80). Bei einer totge-
legten VSNR erfolgt die Abweisung der Meldung mit einer Fehlermeldung an den Arbeitge-

ber, der die UV-Jahresmeldung mit einer giltigen VSNR nochmals abzugeben hat.

Zudem darf unterstellt werden, dass das Problem der nicht vorhandenen VSNR hauptséach-
lich bei Meldungen entsteht, die mit einer maschinellen Ausflllhilfe (sv.net) handisch erstellt
wurden. Um diese Fehlerquelle auszuschlieRen, hat der GKV-Spitzenverband in der Fach-
konferenz Meldungen am 18.06.2019 beschlossen, kiinftig bei Eingabe einer VSNR in sv.net
eine obligatorische Abfrage bei der DSRV mit dem DSVV-Verfahren vorzusehen. Damit ist
perspektivisch ausgeschlossen, dass Meldungen aus sv.net nicht vorhandene VSNR enthal-

ten.

Die Besprechungsteilnehmer beschliel3en, vor einer Entscheidung in der Sache das beste-

hende Verfahren insbesondere hinsichtlich der Fehlerpriifungen weiter zu analysieren:

e Der GKV-Spitzenverband wird gebeten, mit den Annahmestellen der Krankenkassen
die Umsetzung der Fehlerpriifung DSMEvV80 bei UV-Jahresmeldungen zu analysie-

ren.

o Die DSRV wird gebeten, auf Grundlage der abgewiesenen UV-Jahresmeldungen fir
das Kalenderjahr 2018 zu ermitteln, in welcher Anzahl eine Abweisung erfolgte auf-
grund einer totgelegten VSNR und aufgrund einer nicht vorhandenen VSNR; die
Auswertung der DSRV erfolgt jeweils pro Annahmestelle.

10



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

4, Anderung des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;

hier: Aufnahme des neuen Ubergangsbereichs

Durch das RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz vom 28.11.2018 tritt im

§ 20 Abs. 2 SGB IV zum 01.07.2019 an die Stelle der bisherigen Gleitzone der erweiterte
Ubergangsbereich. In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu
Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 28.02.2019 wurden unter TOP 2 die Festle-
gungen zur Darstellung des Ubergangsbereichs im Meldeverfahren ab 01.07.2019 getroffen.

Flankierend wird das gemeinsame Rundschreiben angepasst.

11



- unbesetzt -
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

5. Anderung der Anlage 8 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur So-

Zialversicherung”

Zum 01.01.2019 wurden die amtliche Kurzform und der Suchbegriff zum Konigreich Swasi-
land umbenannt von Swasiland in Eswatini. Die Staatsangehorigkeit lautet nun eswatinisch.
Der Staatsangehdorigkeitsschliissel 281 entspricht bereits demjenigen der Staats- und Ge-
bietssystematik. Das bisherige Landerkennzeichen SD wird an das amtliche Verzeichnis an-

gepasst und lautet nunmehr SWZ.

Zum 01.04.2019 wurde die Staats- und Gebietssystematik erneut aktualisiert. Mazedonien
wurde umbenannt in Nordmazedonien. Die Staatsangehdrigkeit bleibt weiterhin mazedo-
nisch. Der Staatsangehdrigkeitsschliissel 144 sowie das Landerkennzeichen in Anlage 8

entsprechen bereits der Staats- und Gebietssystematik.

Der Einsatztermin fur das Kernprifprogramm wird auf den 01.01.2020 festgelegt.

13



- unbesetzt -

14



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

6. Anderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;
hier: Meldungen des Bundesverwaltungsamtes an die Datenstelle der Rentenversicherung

Meldungen fur Personen, die aufgrund einer besonderen Auslandsverwendung nach 8 63c
Abs. 1 Soldatenversorgungsgesetz oder § 31a Abs. 1 Beamtenversorgungsgesetz Zuschla-
ge an Entgeltpunkten im Sinne von § 76e Abs. 1 SGB VI erhalten (Personengruppe 306),
werden bisher ausschlie3lich durch die Bundeswehr elektronisch an die Datenstelle der Ren-
tenversicherung (DSRV) Ubermittelt. Die Meldungen werden mit dem Verfahrensmerkmal
-,BWTRV" im Vorlaufsatz und der Betriebsnummer ,32349289" abgegeben. Diese Betriebs-
nummer wird auch im Versicherungskonto beim Rentenversicherungstrager gespeichert. Fur
die Sachbearbeitung ist somit ersichtlich, dass die Meldung durch die Bundeswehr erstellt
wurde. Die Verwendung des Verfahrensmerkmals in Kombination mit der Betriebsnummer

wird durch Prifungen innerhalb des Kernprufprogramms sichergestellt.

Durch das Bundesverwaltungsamt (BVA) werden bereits seit mehreren Jahren Meldungen
fur den oben genannten Personenkreis per Papier an die Deutsche Rentenversicherung ab-
gegeben. Das BVA ist nunmehr mit der Bitte an die Deutsche Rentenversicherung Bund
herangetreten, diese Meldungen kiinftig elektronisch tbermitteln zu kénnen.

Meldungen durch das BVA erfolgen unter der Betriebsnummer ,88898921". Ein eigenes Ver-
fahrensmerkmal fiir Meldungen des BVA existiert bisher nicht. Um die Meldungen zukuinftig
elektronisch annehmen und verarbeiten zu kénnen, werden folgende Anpassungen in der

Anlage 9.4 vorgenommen:

Feld KE: Anderung der Prifung DSME004

Die Prifung wird um die neuen Verfahrensmerkmale ,BVTRV* (Meldungen des Bundesver-
waltungsamtes an die Rentenversicherung) und ,RVTBV* (Meldungen der Rentenversiche-
rung an das Bundesverwaltungsamt) erweitert.

Fehlertexte: keine Anderung

15



Feld ABSN: Anderung der Prifung DSME022
Die Prifung wird um die Betriebsnummer ,88898921" des Bundesverwaltungsamtes erganzt.

Fehlertexte: keine Anderung

Feld EPNR: Anderung der Prifung DSME032
Die Prifung wird um die Meldungen des Bundesverwaltungsamtes an die Rentenversiche-
rung erganzt.

Fehlertexte: keine Anderung

Feld BBNRVU: Neue Fehlerprufung DSME147

Bei Meldungen des Bundesverwaltungsamtes (VFMM im VOSZ = ,BVTRV*) muss die Be-
triebsnummer = ,88898921" sein.

Fehlerkurztext: BBNRVU ungleich 88898921 fiur Bundesverwaltungsamt

Fehlerlangtext: Bei Meldungen des Bundesverwaltungsamtes (VFMM im VOSZ = ,BVTRV")

ist nur die Betriebsnummer 88898921 zulassig

Als Einsatztermin fur das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.

16



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

7. Anderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;
hier: Streichung der Beitragsgruppe 9 fur die Rentenversicherung, Arbeitslosenversicherung

und Pflegeversicherung

Bei der Uberfiihrung der Datensétze von der 2. DUVO zur DEUV zum 01.01.1999 wurden
Konvertierungsregeln aufgestellt. Danach mussten Entgeltmeldungen zwar eine korrekte
Beitragsgruppe (BYGR) nach der Anlage 1 vorweisen, Anmeldungen und Stornierungen je-
doch nicht. Hat in einer Anmeldung oder Stornierung die BYGR gefehlt, wurde diese mit
"9999" aufgefilllt. In der Kernprtfung wurden die Prifungen entsprechend formuliert, wobei
jedoch nicht zwischen Anmeldung oder Stornierungen und Entgeltmeldungen unterschieden

wurde.

Da nunmehr tatsachlich nur noch die Anlage 1 ausschlaggebend ist, werden folgende Pri-

fungen flr die Beitragsgruppe geandert:

Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME111

Die Worte "sowie der Wert ,9" in jeder Stelle" werden gestrichen.

Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Die Beitragsgruppe muss die zulassigen Werte nach der Anlage 1 des Ge-

meinsamen Rundschreibens enthalten

Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME116

Der Wert "9" wird jeweils bei der BYGR (RV), BYGR (ALV) und BYGR (PV) gestrichen.
Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Bei Meldungen fiur Personengruppe 108 (Vorruhestand) sind nur die Bei-
tragsgruppen KV =0, 3,4,9,Rv=0, 1,2, ALV =0und PV =0, 1, 2 zulassig

Feld BYGR: Anderung der Prifung DBME118

Der Wert "9" wird jeweils bei der BYGR (RV), BYGR (ALV) und BYGR (PV) gestrichen.
Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Bei Meldungen fir Personengruppe 116 (FELEG) sind nur die Beitrags-
gruppen KV =0, 3, Rv=0,1,2, ALV =0, und PV =0, 1, 2 zulassig

17



Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME120

Der Wert "9" wird gestrichen.

Fehlerkurztext: BEITRAGSGRUPPE-RV ungleich 0,3,4 bei halbem RV-Anteil
Fehlerlangtext: Bei Meldungen flir Personengruppe 119 (nur Arbeitgeberanteil zum RV-

Beitrag) ist in der Beitragsgruppe RV nur 0, 3 oder 4 zuldssig

Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME130

Der Wert "9" wird gestrichen.

Fehlerkurztext: BEITRAGSGRUPPE-RV ungleich 0,1,3,5 bei ArV-VSTR

Fehlerlangtext: Bei VSTR im DSME = 0A, 0C, AC, BA oder BC ist in der Beitragsgruppe RV

nur 0, 1, 3 oder 5 zulassig

Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME132

Der Wert "9" wird gestrichen.

Fehlerkurztext: BEITRAGSGRUPPE-RV ungleich 0,2,4,6 bei AnV-VSTR

Fehlerlangtext: Bei VSTR im DSME = 0B, 0G, AB, AG, BB oder BG ist in der Beitragsgrup-
pe RV nur 0, 2, 4 oder 6 zulassig

Feld BYGR: Anderung der Priifung DBME134

Der Wert "9" wird gestrichen.

Fehlerkurztext: BEITRAGSGRUPPE-RV ungl. 0,1,2 bei unstandig Beschéftigten
Fehlerlangtext: Bei Meldungen fur Personengruppe 205 (unstandig Beschéftigte) ist in der

Beitragsgruppe RV nur 0, 1 oder 2 zulassig

Feld BYGR: Anderung der Prifung DBKV142

Die Worte "sowie der Wert ,9" in jeder Stelle" werden gestrichen.

Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Die Beitragsgruppe muss die zulassigen Werte nach der Anlage 1 des Ge-

meinsamen Rundschreibens enthalten — die Kombination 0000 ist unzulassig

Als Einsatztermin fir das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

8. Anderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;
hier: Bericksichtigung der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze fur unstandig Beschaf-

tigte in GKV-Monatsmeldungen

Fir unstandig Beschatftigte ist nach den 88 232 Abs. 1 Satz 1 SGB V, 57 Abs. 1 Satz 1 SGB
XI, 163 Abs. 1 Satz 1 SGB VI das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt fir
die Berechnung der Beitrdge ohne Ruicksicht darauf, an wie vielen Tagen im Monat eine Be-
schéaftigung ausgeulbt wurde, jeweils bis zur monatlichen Beitragsbemessungsgrenze der

Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung heranzuziehen.

Damit diese Besonderheit in den Entgeltmeldungen der Arbeitgeber abgebildet werden kann,
wird durch die Fehlerpriifung DBMEQ96 sichergestellt, dass bei unstéandig Beschaftigten im-
mer ein Entgelt bis zur monatlichen Beitragsbemessungsgrenze gemeldet werden kann,

auch wenn der Beschaftigungszeitraum keinen vollen Monat betréagt.

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-
meinsamen Meldeverfahrens am 19.10.2016 wurde unter TOP 7 festgelegt, dass bei der
Abgabe von GKV-Monatsmeldungen fur unsténdig Beschatftigte auf den tatséchlichen Be-
schéaftigungsbeginn bzw. das tatsédchliche Beschaftigungsende abzustellen und nicht der

gesamte Monat anzugeben ist.

Damit fir unstandig Beschaftigte auch in den GKV-Monatsmeldungen die monatliche Bei-
tragsbemessungsgrenze berlcksichtigt werden kann, werden die Fehlerprifungen
DBKV162, DBKV172 und DBKV182 analog der Vorgaben fir unstandige Beschaftigungs-

verhéltnisse in der Fehlerpriifung DBMEQ96 angepasst.

Als Einsatztermin fur das geénderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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- unbesetzt -
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

9. Anderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;

hier: Angaben zur Anwendung des Ubergangsbereichs in Anmeldungen

Nach § 5 Abs. 10 DEUV sind Entgeltmeldungen gesondert zu kennzeichnen, wenn der zu
meldende Zeitraum Arbeitsentgelt nach den Vorschriften des Ubergangsbereiches enthalt.
Damit besteht keine gesetzliche Grundlage und Notwendigkeit, in Anmeldungen eine Kenn-

zeichnung vorzunehmen.

Dessen ungeachtet ist es bislang nicht ausgeschlossen, in Anmeldungen eine qualifizierte

Aussage mit den Auspragungen

0 = kein Arbeitsentgelt innerhalb der Grenzen des § 20 Abs. 2 SGB 1V/ Verzicht,
1 = Arbeitsentgelt durchgehend innerhalb der Grenzen des § 20 Abs. 2 SGB IV oder
2 = Arbeitsentgelt sowohl innerhalb als auch auf3erhalb der Grenzen des § 20 Abs. 2 SGB IV

im Feld Kennzeichen Midijob vorzunehmen (Fehlerpriifung DBMEO021).

Eine qualifizierte Aussage zumindest mit den Auspragungen 1 oder 2 fiihrt jedoch seit dem
01.07.2019 zur Abweisung der Anmeldung, da bei diesen Werten die zusatzliche Angabe
eines Entgeltes zur Rentenberechnung erforderlich ist (Fehlerprifung DBME208).

Zur Vermeidung derartiger Abweisungen wird im Einklang mit dem Wortlaut des § 5 Abs. 10
DEUV klargestellt, dass bei Anmeldungen im Kennzeichen Midijob keine qualifizierte Aussa-
ge mit den Auspragungen 0, 1 oder 2 zulassig ist, sondern nur noch die Grundstellung.

Die Fehlerprifung DBMEO21 wird entsprechend angepasst. Gleichzeitig wird mit der neuen
Fehlerprifung DBMEO22 sichergestellt, dass die Grundstellung nur bei Stornierungen zulés-

sig ist.

Als Einsatztermin fur das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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- unbesetzt -
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

10. Anderung der Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;
hier: Prifung des Zeitraumbeginns im Datenbaustein Sofortmeldung (DBSO) gegen das Ge-

burtsdatum im Datenbaustein Geburtsangaben (DBGB)

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-
meinsamen Meldeverfahrens am 28.02.2018 (TOP 8) wurde im Datenbaustein Meldesach-
verhalt (DBME) die Fehlerprifung DBMEO45 eingefihrt. Diese gilt laut Fehlerbeschreibung
auch fur Sofortmeldungen, obwohl der DBME dort nicht Gbermittelt wird. Deshalb wird der
Abgabegrund 20 aus der Fehlerprifung DBMEQ045 entfernt und eine analoge Prifung im
Datenbaustein DBSO eingefuhrt.

Feld ZRBG: Anderung der Prifung DBMEO045

Die Worte ,Sofortmeldungen (GD im DSME = ,20“)“ werden gestrichen.

Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Der Zeitraumbeginn muss bei Meldungen ungleich Stornierungen mit den
Abgabegrinden 10-13 oder 40 groRer als das Geburtsdatum (GBDT im DBGB) sein

Feld ZRBGSO: Neue Fehlerprifung DBS0026

Der Zeitraumbeginn muss bei Sofortmeldungen (GD im DSME = ,20%) ungleich Stornierun-
gen groler als das Geburtsdatum (GBDT im DBGB) sein.

Fehlerkurztext: ZEITRAUM-BEGINN-SOFORT muss gréf3er GBDT im DBGB sein
Fehlerlangtext: Der Zeitraumbeginn muss bei Meldungen ungleich Stornierungen mit dem
Abgabegrund 20 grél3er als das Geburtsdatum (GBDT im DBGB) sein

Als Einsatztermin fiir das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

11. Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur Sozialversiche-
rung®;

hier: Anderung der Priifungen im Feld ,Entgelt Rentenberechnung®

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-
meinsamen Meldeverfahrens am 28.02.2019 wurde das neue Feld Entgelt Rentenberech-
nung (EGRB) mit entsprechenden Prifungen in die Anlage 9.4 aufgenommen. Im Rahmen
der Qualitatssicherung fur die Anpassung der Kernprifprogramme wurde festgestellt, dass
es Fallkonstellationen gibt, die zu unberechtigten Fehlerabweisungen beim Einsatz des neu-
en Kernprufprogramms ab 01.07.2019 fuhren kdnnen. Aus diesem Grund wurden die
Fehlerprifungen DBME208 und DBME210 angepasst, so dass sie bei Stornierungen nicht
mehr gelten:

Feld EGRB: Anderung der Prifung DBME208
Bei Meldungen ungleich Stornierungen (KENNZST = "N") mit KENNZMIDI = "1" oder "2" und
einem Meldezeitraum ab 01.07.2019 (ZRBG > 20190630) ist die Grundstellung (Nullen) un-

zulassig.

Fehlerkurztext: keine Anderung

Fehlerlangtext: Bei Meldungen ungleich Stornierungen mit KENNZMIDI = 1 oder 2 und ei-
nem Meldezeitraum ab 01.07.2019 (ZRBG > 20190630) ist die Grundstellung (Nullen) unzu-

lassig

Feld EGRB: Anderung der Priifung DBME210

Bei Meldungen ungleich Stornierungen (KENNZST = "N") mit

— KENNZMIDI ="1" oder "2",

— einem Zeitraumbeginn vor dem 01.07.2019 (ZRBG < 20190701) und
— einem Zeitraumende nach dem 30.06.2019 (ZREN > 20190630)

ist die Grundstellung (Nullen) unzulassig.

Fehlerkurztext: keine Anderung
Fehlerlangtext: Bei Meldungen ungleich Stornierungen mit KENNZMIDI = 1 oder 2, ZRBG <
20190701 und ZREN > 20190630 ist die Grundstellung (Nullen) unzuléssig
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Das entsprechend gednderte Kernprufprogramm fur den Einsatztermin 01.07.2019 wurde
bereits am 17.05.2019 an die Anwender ausgeliefert. Die Anlage 9.4 wird nachtréaglich ange-

passt.
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

12. Anlage 9.4 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur Sozialversiche-
rung*;
hier: Anderung der Fehlerpriifung DBAN156 im Feld ,StraRe*

In der Postdatei sind StralRennamen erfasst, die ein ,&"-Zeichen (Undzeichen) enthalten, so

zum Beispiel folgende Strale:

Orenstein-&-Koppel-Str., 14482 Potsdam

Auf Grund der Fehlerpriifung DBAN156 ist dieses Zeichen derzeit im Meldeverfahren im

StralRennamen nicht zugelassen. Die Fehlerprifung wird wie folgt erweitert:

Bisher: Zuladssig sind Buchstaben, Ziffern, Leerzeichen, Punkte, Kommata, Bindestri-

che, Schragstriche, Hochkommata, Klammern oder Anfiihrungszeichen.

Neu: Zulassig sind Buchstaben, Ziffern, Leerzeichen, Punkte, Kommata, Bindestri-
che, Schragstriche, Hochkommata, Klammern, Undzeichen oder Anfiihrungs-

zeichen.

Als Einsatztermin fir das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.

27



- unbesetzt -
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

13. Anderung der Anlagen 9.4 und 9.5 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfah-
ren zur Sozialversicherung®;
hier: Ubermittlung der Betriebsnummer der Beihilfestelle bei Meldungen durch die privaten

Pflegekassen

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-
meinsamen Meldeverfahrens am 28.02.2019 (TOP 16) wurde beschlossen, dass die privaten
Pflegekassen kunftig die Betriebsnummer der jeweiligen Beihilfestelle an die Rentenversi-
cherung Ubermitteln. Hierfiir sind Anpassungen in den Datenséatzen Meldung (DSME) fur
Pflegepersonen und Meldungen von Entgeltersatzleistungen und Anrechnungszeiten der
Leistungstrager an die Rentenversicherung (DSAE) fir Empfanger von Pflegeunterstit-
zungsgeld durchzufiihren. Die Betriebsnummer der Beihilfestelle soll dabei jeweils in den
Stellen 148 bis 162 der vorgenannten Datensétze eingetragen werden. Daraus ergeben sich
folgende Anderungen:

DSME
Anderungen am Datensatz und in den Fehlerpriifungen sind nicht erforderlich. Lediglich im

Feld BBNRAS wird in der Spalte ,Inhalt / Erlauterung” folgender Hinweistext ergénzt:
.Betriebsnummer der beteiligten Beihilfestelle bei Meldungen der privaten Pflegekassen*

DSAE

In den Stellen 113 — 170 befindet sich derzeit ein Reservefeld, in dem nur die Grundstellung
(Leerzeichen) zulassig ist. Fir die Ubermittlung der Betriebsnummer der Beihilfestelle wird in
den Stellen 148 — 162 ein neues 15-stelliges alphanumerisches Feld BBNR-
BEIHILFESTELLE (BBNRBEI) eingefuhrt. In den Stellen 113 — 147 und 163 — 170 verbleibt
es wie bisher bei Reservefeldern. Durch die Einfiihrung des neuen Feldes ist die Versions-

nummer im DSAE hochzuzéahlen.
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In den Prufungen ergeben sich folgende Anderungen:

Feld VERNR: Anderung der Priifung DSAE042
Zulassig ist nur der Wert ,02" bis zur Bekanntgabe einer neuen Versionsnummer.

Fehlertexte: keine Anderung

Feld RESERVE (Stellen 113-147): Neue Fehlerprifung DSAE170

Zulassig ist nur die Grundstellung (Leerzeichen).

Fehlerkurztext: RESERVE (Stellen 113 — 147) ist nicht Grundstellung

Fehlerlangtext: Im Feld RESERVE an den Stellen 113 bis 147 ist nur die Grundstellung

(Leerzeichen) zulassig

Feld BBNRBEI: Neue Fehlerprifung DSAE180

Das Feld kann auch auf Grundstellung (Leerzeichen) stehen; sofern eine Betriebsnummer
angegeben wurde, ist sie gemal Ziffer 1.3.2.2 zu prifen.

Fehlerkurztext: BBNRBEI fehlerhaft (Ziffer 1.3.2.2 Gem. Rundschreiben)

Feld BBNRBEI: Neue Fehlerprifung DSAE182

Die Angabe einer Betriebsnummer ist nur bei Meldungen des Bezuges von Pflegeunterstt-
zungsgeld mit anteiliger Beitragstragung durch einen Beihilfetrdger (LEAT im DBEZ =,13%)
zulassig.

Fehlerkurztext: BBNRBEI ungleich Grundstellung, LEAT ungleich 13

Fehlerlangtext: Die Angabe einer Betriebsnummer ist nur bei Meldungen von Pflegeunter-

stiitzungsgeld mit der Leistungsart 13 im DBEZ zulassig

Feld RESERVE (Stellen 163-170): Anderung der Priifung DSAE390

Zulassig ist nur die Grundstellung (Leerzeichen).

Fehlerkurztext: RESERVE (Stellen 163 — 170) ist nicht Grundstellung

Fehlerlangtext: Im Feld RESERVE an den Stellen 163 bis 170 ist nur die Grundstellung

(Leerzeichen) zulassig

Als Einsatztermin fur das geanderte Kernpriifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

14, Anderung der Anlage 11b des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur
Sozialversicherung®;

hier: Separate Prifeinleitung durch die beteiligten Krankenkassen

In der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des ge-
meinsamen Meldeverfahrens am 05./06.12.2012 wurde unter TOP 19 die Anlage 11b einge-
fuhrt, mit der die Krankenkassen, bei dem fiir die Versicherungsnummer zustandigen Ren-
tenversicherungstrager, eine Klarung doppelt vergebener Versicherungsnummern herbeifiih-

ren konnen.

Im bisherigen Verfahren musste die federfihrende Krankenkasse fur beide Versicherte eine
neue Versicherungsnummer beantragen. Die hierfur benétigten Angaben wurden von der
nicht federfihrenden Krankenkasse an die federfihrende Krankenkasse bekanntgegeben.
Das vom Rentenversicherungstrager nach Uberprifung der Versicherungsnummer an die
federfihrende Krankenkasse mitgeteilte Ergebnis wurde der nicht federfihrenden Kranken-
kasse bekanntgegeben.

Ein Beibehalten der bisherigen Regelung ist aus datenschutzrechtlicher Sicht jedoch nicht

mehr mdglich. Seit Marz 2019 wurde die Verwendung der Anlage 11b deshalb eingestellt.

Damit die Krankenkassen die datenschutzrechtlichen Vorgaben erfilllen kdnnen, missen

zuklnftig beide Krankenkassen separat die doppelt vergebene Versicherungsnummer tber-
prufen lassen. Hierfur wird die Anlage 11b dahingehend modifiziert, dass beide Krankenkas-
sen unter Angabe einer einheitlichen ,GKV-Fallnummer*, die vom GKV-Spitzenverband ver-
geben wird, eine Uberpriifung der Versicherungsnummer beim zustéandigen Rentenversiche-

rungstrager veranlassen (siehe Anlage).
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Anlage 11b

Uberprifung einer Versicherungsnummer Vorderseite

Absender

[ 1
Datenstelle der Rentenversicherung
Berner Stral3e 1

97084 Wiirzburg

Mit der Bitte um Rickgabe

GKV-Fallnummer Durchwahl-Nr. Datum

Die folgende Versicherungsnummer kann nicht eindeutig zugeordnet werden:

Versicherungsnummer

Versicherter

Name

Vorname

Geburtsname

Friher gefiihrte Namen

Geburtsdatum

Geburtsort

mannlich weiblich unbestimmt divers

Geschlecht 0 - 0 0

Staatsangehorigkeit

Postleitzahl

Wohnort

StraRe und Hausnummer

Wir bitten um Uberpriifung der Versicherungsnummer und um Riicksendung des umseitig
ausgeflllten Schreibens.

Die Durchschrift ist fur lhre Akte bestimmt.

Unterschrift

Stand: 19.06.2019 Anlage 11b Seite 1 von 2 Entwurf Version 5.01



Anlage 11b

Rickseite

Ort/Datum
Urschriftlich zurick
[ ]
L i

Die von Ihnen mitgeteilte Versicherungsnummer

0O darf nicht mehr verwendet werden

O ist die aktuelle Versicherungsnummer fur den Versicherten

Die aktuelle Versicherungsnummer lautet:

Unterschrift

Stand: 19.06.2019 Anlage 11b Seite 2 von 2 Entwurf Version 5.01



Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

15. Anderung der Anlage 20 des gemeinsamen Rundschreibens ,Meldeverfahren zur

Sozialversicherung”

Die Anlage 20 bildet die Grundlage fir die Gultigkeit der zu verwendenden Betriebsnummern
im UV-Meldeverfahren und im Datenbaustein Unfallversicherung (DBUV) der UV-
Jahresmeldung. Die Anlage enthalt derzeit noch alle Betriebsnummern der Unfallversiche-
rungstrager, auch wenn diese mittlerweile auf Grund von Fusionen der Unfallversicherungs-

trager nicht mehr verwendet werden dirfen.

Es wurde festgestellt, dass in den Stammdaten der Entgeltabrechnungsprogramme weiterhin
diese nicht mehr zu verwendenden Betriebsnummern der Unfallversicherungstréager mit alten

Mitgliedsnummern hinterlegt sind und damit in den UV-Jahresmeldungen tbermittelt werden.

Um dies kiinftig auszuschlieRen, wird die Betriebsnummernliste auf die derzeit im UV-
Meldeverfahren und im Verjahrungszeitraum noch anzuwendenden BBNR-UV reduziert. Zu-
dem werden die Formate der nicht mehr zu verwendenden Mitgliedsnummern aus den mdg-
lichen Zeichen entfernt. Eine Formatanderung wird bei der Berufsgenossenschaft der Bau-
wirtschaft BBNR-UV 14066582 vorgenommen.

Die Fehlerprifungen DBUV100 und DBUV124 werden entsprechend angepasst.

Als Einsatztermin fur das geanderte Kernprifprogramm wird der 01.01.2020 festgelegt.
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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der
Bundesagentur fur Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen

des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

16. Sitzungstermine fur die Besprechungen der Spitzenorganisationen der Sozialversi-

cherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens im Jahr 2020

Fur das Jahr 2020 findet die Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung

zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens an folgenden Terminen statt:

12.02.2020 beim GKV-Spitzenverband in Berlin,

24.06.2020 bei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung in Berlin.

Der Sitzungsbeginn ist jeweils 10:30 Uhr, das Sitzungsende ist jeweils gegen 15:00 Uhr.

35



- unbesetzt -

36



	Inhaltsverzeichnis
	TOP01_A1-Fehlerprüfungen
	TOP02_Stornierungsmeldung
	TOP03_UV-Jahresmeldungen
	TOP04_Gem RS Übergangsbereich
	TOP05_Anl 8_SASC
	TOP06_Anl 9.4 Meldungen BVA
	TOP07_Anl 9.4_BYGR 9
	TOP08_Anl 9.4_GKVMM_unständig
	TOP09_Anl 9.4_KENNZmidi
	TOP10_Anl 9.4_Prüfung ZRBG-GBDT
	TOP11_Anl 9.4_Prüfungen EGRB
	TOP12_Anl 9.4_Straßennamen
	TOP13_Anl 9.4_9.5 BBNR Beihilfe
	TOP14_Anl 11b
	TOP14_Anl 11b_Anlage
	Anlage 11b
	Anlage 11b

	TOP15_Anl 20
	TOP16_Sitzungstermine 2020
	Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund, der Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019

	TOPTN_Teilnehmer
	Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen Rentenversicherung Bund,  der Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung  zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens am 19.06.2019


